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Hintergrund 

Die Europäische Kommission bereitet mit dem „Call for Evidence“ eine Initiative für einen Europäi-

schen Plan für erschwinglichen Wohnraum vor. Ziel ist es, Rückmeldungen von Stakeholdern und 

der Öffentlichkeit einzuholen, um fundierte politische Maßnahmen gegen die wachsende Woh-

nungskrise in der EU zu entwickeln. Diese Krise wird durch steigende Mieten und Kaufpreise, eine 

unzureichende Neubautätigkeit, Wanderung und demografische Entwicklungen verursacht sowie ex-

terne Schocks wie Pandemie, Energiekrise und Krieg verstärkt.  

Obwohl die Verantwortung für Wohnungspolitik bei den Mitgliedstaaten liegt, prüft die Kommission 

ergänzende Maßnahmen auf EU-Ebene. Der angestrebte Plan soll Investitionen mobilisieren, regu-

latorische Hürden abbauen, Genehmigungsprozesse beschleunigen und gezielt bestimmte soziale 

Gruppen unterstützen. Dabei wird ein umfassender Ansatz verfolgt, der auch Aspekte wie Energie-

effizienz, Baukapazitäten und nachhaltige Stadtentwicklung berücksichtigt. Der Plan soll im 1. Quartal 

2026 veröffentlicht werden. 

Die Konsultation richtet sich an eine breite Zielgruppe, darunter soziale Wohnungsanbieter, Bauwirt-

schaft, Kommunen, Wissenschaft und Zivilgesellschaft. Beiträge können Ursachenanalysen, Lösungs-

ansätze, Daten und gute Praxisbeispiele umfassen. Besonders erwünscht ist die Beteiligung junger 

Menschen und vulnerabler Gruppen. Die gesammelten Erkenntnisse sollen als Grundlage für eine 

mögliche EU-Initiative dienen, die – abgestimmt auf nationale und regionale Gegebenheiten – die 

Wohnraumversorgung europaweit verbessern kann. 

Der vorliegende Beitrag für die Konsultation wurde von Mitgliedern des Deutschen Verbands für 

Wohnungswesen, Städtebau und Raumordnung e.V. (DV) im Rahmen der Arbeitsgruppe Europäische 

Stadt- und Raumentwicklung beim DV erstellt und eingereicht.  
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Zentrale Handlungsfelder und Kernempfehlungen 

Wir begrüßen, dass die Europäische Kommission unter Beachtung des Subsidiaritätsprinzips in ih-

ren eigenen Kompetenzbereichen Aktivitäten durchführen will, um den zunehmenden Problemen 

einer bezahlbaren Wohnraumversorgung zu begegnen. Auch in Deutschland sind in zahlreichen 

städtischen Wachstumsräumen Haushalte bis in die Mittelschicht hinein damit konfrontiert, dass zu 

wenig erschwinglicher Wohnraum vorhanden ist, Mieten durch die Knappheiten stark gestiegen 

sind und die Bildung von Wohneigentum kaum mehr erreichbar ist. Eine Entspannung durch die 

rasche Schaffung von mehr erschwinglichen Wohnraum verhindern die in den letzten 15 Jahren 

enorm gestiegenen Bodenpreise und Baukosten.  

Die Baukosten sind durch beständig erhöhte Standards kontinuierlich gestiegen - seit 2022 mit 

dem Ukrainekrieg und Lieferkettenproblemen nochmals sprunghaft. Die Bodenpreise haben sich 

seit der Finanzkrise durch in der Niedrigzinsphase renditesuchendes Kapital bei gleichzeitig er-

schwerter Mobilisierung von ausreichend neuen Bauflächen im Innenbereich stark erhöht. So sind 

in den letzten 25 Jahren die Kosten für einen Quadratmeter Wohnfläche um das 2,5fache gestie-

gen, alleine zwischen 2020 und 2023 erhöhten sich die reinen Baukosten (ohne Grundstücksanteil 

um 43 Prozent). Mit der Zinswende sind mittlerweile in Deutschland Mietwohnungen ohne Förde-

rung nicht mehr unter 20 Euro pro Quadratmeter herstellbar. Verunsicherung für Bauherren be-

steht zudem durch verschärfte Mietenregulierungen. Vor diesem Hintergrund sind in Deutschland 

die Neubauzahlen in den letzten Jahren von knapp 300.000 auf 250.000 Wohneinheiten pro Jahr 

gesunken, was den aktuellen Bedarf nicht deckt.  

Dies betrifft Städte und Gemeinden aller Größenordnungen in fast allen Landesteilen. In manchen 

Regionen besteht dagegen eine entgegengesetzte Situation mit geringen Mieten, Preisen und ei-

nem generellen Überangebot an Wohnungen sowie erhebliche Leerstände. Deshalb spielt auch die 

Nutzung und Transformation des Bestandes sowie der Ausbau von Infrastrukturen eine wichtige 

Rolle, um auch Leerstände in strukturschwächeren Regionen für die Entlastung der angespannten 

Wohnungsmärkte zu nutzen und zu einer ausgewogeneren Entwicklung beizutragen. 

Die regionalen Siedlungsstrukturen und Wohnungsmärkte, ebenso wie Politiken, Strukturen und 

Akteurskonstellationen zur Stärkung einer erschwinglichen Wohnraumversorgung, sind je nach 

Mitgliedstaat sehr unterschiedlich. Deshalb ist es richtig, dass die Europäische Kommission ihre 

Maßnahmen so ausgestaltet, dass sie gewachsene nationale Politiken und Wohnungsmarktstruktu-

ren berücksichtigt und in Richtung einer besseren Wohnraumversorgung unterstützt und nicht 

selbst Kompetenzen übernimmt, etwa im Miet- oder im Städtebaurecht sowie in der Wohnraum-

förderung. Gleichzeitig müssen die Maßnahmen die Bandbreite an Wohnungsmarktakteuren dabei 

unterstützen, erschwinglichen Wohnraum zu schaffen oder zu erhalten. Dazu gilt es die 
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Wohnungs- und Immobilienwirtschaft mit ihrer nationalen Wertschöpfung von 730 Milliarden Euro 

(19 Prozent des BIP) in ihrer konjunkturellen und wohnungspolitischen Bedeutung gleichermaßen 

zu adressieren. In Deutschland kommt den kommunalen Wohnungsbauunternehmen, Genossen-

schaften und großen privaten Wohnungsunternehmen in den größeren Städten eine wichtige Rolle 

zu. Ebenso zentral sind aber auch die Potenziale privater Vermietender, die deutschlandweit zwei 

Drittel aller Mietwohnungen besitzen. Außerdem bestehen hierzulande etablierte und wirkungs-

volle Förderstrukturen, v.a. durch die KfW und Landesförderinstitute, sowie ein leistungsfähiger pri-

vater Immobilienfinanzierungssektor. Gemeinsam gewährleisten diese Institutionen, dass die Unter-

stützungen in einer in der Regel dezentral organisierten, regional bis lokal agierenden Wohnungs- 

und Immobilienwirtschaft zielgenau adressiert werden. Daher begrüßen wir, dass mit der Initiative 

zum „bezahlbaren Wohnen“ Aktivitäten über das engere Segment des sozialen Wohnungsbaus 

hinaus in den Blick genommen werden. 

Dreiklang aus: Finanzierungsumfeld, Baukostensteigerungen, Kapitalmarkt  

Der „European Affordable Housing Plan“ sollte deshalb vor allem dafür Sorge tragen, dass die ein-

gespielten Strukturen und Politiken mehr bezahlbaren Wohnraum schaffen können bzw. in Mit-

gliedstaaten ohne ausreichende Strukturen diese etabliert werden. Hierfür sind keine neuen Regu-

lierungen auf EU-Ebene notwendig. Vielmehr sollten bestehende europäische Rahmenbedingun-

gen so angepasst werden, dass Regulierungen, u.a. aus dem Wettbewerbsrecht oder der Umwelt- 

und Energiegesetzgebung, die Schaffung und den Erhalt von erschwinglichem Wohnraum nicht 

erschweren. Dafür ist ein besserer Ausgleich von Ökologie, Wirtschaft und Sozialem notwendig, 

um echte Nachhaltigkeit zu erreichen. EU-Politiken sollten auf integrierte und sektorenübergrei-

fende Weise so ausgestaltet werden, dass sie eine bezahlbare Wohnraumversorgung unterstützen 

und bestehende Zielkonflikte und negative Wechselwirkungen beheben. Hierfür ist ein für Wohnen 

zuständiger EU-Kommissar und eine Task Force ein erster wichtiger Schritt.  

Ebenso sollten angesichts der immensen Investitionsbedarfe in Höhe von mehreren Billionen Euro 

für Neubau, Bestandsumbau und energetischer Modernisierung die vorgesehenen EU-Mittel ge-

zielt eingesetzt werden, sodass sie die nationale Förderung und privates Kapital hebeln, gleichzei-

tig aber über dezentrale Strukturen vor Ort wirklich breit ankommen und einen Effekt haben und 

keine komplexen Parallelsysteme entstehen. Für den sozialen Wohnungsbau in Europa wird von 

einem jährlichen Investitionsbedarf von 57 Milliarden Euro ausgegangen1. Alleine für den 

 
 

1 URL: https://ec.europa.eu/commission/presscorner/detail/fr/speech_23_4797, (abgerufen am 
02.06.2025) 

https://ec.europa.eu/commission/presscorner/detail/fr/speech_23_4797
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deutschen Wohngebäudebestand sind je nach avisiertem Effizienzstandards Investitionen von 150 

bis 250 Milliarden Euro notwendig. Um den benötigten Neubau zu erreichen, dürften etwa 100 

Milliarden an Investitionskapital notwendig sein. 

 

1.  EU-Beihilfe- und Vergaberecht für Erschwingliches Wohnen praxisgerecht reformieren 

Die Europäische Kommission sollte das Beihilferecht und Auftragsvergaberegelungen grundlegend 

überarbeiten, um Maßnahmen zur Schaffung und zum Erhalt von erschwinglichem Wohnraum 

rechtssicher, unbürokratisch und zügig umsetzbar zu machen. Derzeit behindern die Anwendung 

der Beihilferegelungen generell und insbesondere auch die komplizierten und nur schwer rechtssi-

cher umsetzbaren Ausnahmeregelungen, wie für Dienstleistungen von allgemeinem wirtschaftlichem 

Interesse (DAWI), die staatliche Förderung der dringend benötigten Ausweitung von erschwingli-

chem Wohnraum, v.a. die Festlegung von Zielgruppen und die Vermeidung von Überkompensation. 

Und dies obwohl Wohnungsbau nicht zu innereuropäischen Wettbewerbsverzerrungen führt. Dazu 

hat die deutsche Bundesregierung im Koalitionsvertrag auch formuliert, dass der Wohnungsbau aus 

den Beihilfevorschriften ausgenommen werden sollte. Sollte dennoch weiter an Ausnahmeregelun-

gen festgehalten werden, müssen diese auch für öffentliche Förderinstrumente – etwa bei der 

Vergabe von Grundstücken unter dem Marktwert oder der Gewährung direkter Zuschüsse – deutlich 

einfacher und praxisnäher ausgestaltet sein. Neben dem sozialen Wohnraum im engeren Sinn, soll-

ten auch das weitere Segment des bezahlbaren Wohnraums berücksichtigt werden. 

Schließlich bedarf es einer spürbaren Erleichterung bei der Anwendung der EU-Vergaberichtlinien 

für Projekte für bezahlbaren Wohnraum, um dringend benötigten Wohnraum durch öffentliche Woh-

nungsbauunternehmen effizienter und zielgerichteter bereitstellen zu können. 

 

2. CO2-Einsparung und Erschwinglichkeit durch EPBD, EU-Taxonomie und Förderlogik ver-

söhnen  

Die EU-Nachhaltigkeitstaxonomie und die Umsetzung der Gebäuderichtlinie (EPBD) müssen so aus-

gestaltet werden, dass sie private Investitionen in kosteneffizienten und erschwinglichen Wohnraum 

aktiv befördern – auch bei einer schrittweisen energetischen Sanierung bestehender Gebäude. Dazu 

braucht es eine Abkehr vom Prinzip „Efficiency First“ mit maximalen Effizienzzielen für Neubau und 

Bestand. Dagegen sollten die begrenzten Mittel auf CO2-Minderung im Lebenszyklus fokussiert 

werden. Der „European Affordable Housing Plan“ sollte deshalb klarstellen, dass die EPBD auf wirt-

schaftlicher Realisierbarkeit basiert, und dass mit der Umsetzung in den Mitgliedstaaten weder die 
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Baukosten noch die Wohnkosten erhöht werden sollen. Außerdem sollte die EPBD in einigen Punkten 

kurzfristig angepasst werden. So muss die „Kostenoptimalität von Anforderungen“ durch die Mit-

gliedstaaten definiert werden und nicht auf Basis eines delegierten Rechtsakts. Ebenso ist auf die 

10%ige Unterschreitung des Gesamtprimärenergieverbrauchs von Nullemissionsgebäuden im Ver-

gleich zu den bestehenden Niedrigstenergiegebäuden zu verzichten, da bereits mit den bestehenden 

Neubauniveaus Klimaneutralität erreichbar ist.  

Wichtig ist darüber hinaus eine Angleichung von Regulierungsgrundlagen der EPBD und der Taxo-

nomie (u.a. Primärenergie oder Endenergie als Kriterium). Durch eine Reform der EU-Taxonomie 

muss erreicht werden, dass auch Investitionen in die – auch schrittweise - Verbesserung energetisch 

schlechter Bestände– etwa eine Sanierung von Effizienzklasse F oder G auf B – als nachhaltig aner-

kannt werden. Der Fokus sollte sich dabei nicht allein auf technologische „Leuchtturmprojekte“ mit 

höchsten Standards richten, sondern gezielt Maßnahmen unterstützen, die mit vergleichsweise ge-

ringem Mitteleinsatz ein hohes CO₂-Einsparpotenzial bieten. Insgesamt gilt es im Sinne einer echten 

Nachhaltigkeit auch soziale und wirtschaftliche Belange bei EU-Gebäuderichtlinie, Taxonomie und 

ESG-Rahmen stärker mit ökologischen Anliegen abzuwägen. Ein „social investment framework“ kann 

Standards für eine freiwillige Berichterstattung setzen und so die Hebelung privaten Kapitals für die 

Finanzierung bezahlbaren Wohnraums unterstützen. 

Ebenso sollte keine zu starke Konzentration auf Gebäude mit schlechtester Energiebilanz erfolgen, 

sondern auch weiterhin die Dekarbonisierung von Beständen mit mittlerer Energieeffizienz gefördert 

werden. Handlungsleitend sollten immer die gesamten Wohnkosten aus Kaltmiete, Neben- und 

Energiekosten sein. Wenn der über erhöhte Mieten zu refinanzierende Aufwand, den Energiever-

brauch und Energiekosten zu reduzieren, höher ist als die Energiekosteneinsparungen, wird zwar 

Energiearmut beseitigt, es entsteht aber eine Wohnkostenarmut, da einkommensschwächere Haus-

halte ihre gesamten Wohnkosten mit den investitionsbedingten erhöhten Mieten nicht mehr bezah-

len können. 

Daher muss die EPBD auch stärker auf quartiersbezogene Ansätze sowie die wirtschaftliche und 

soziale Machbarkeit achten, um eine bezahlbare und sozial ausgewogene Umsetzung der Klimaziele 

im Gebäudesektor zu gewährleisten. Auch hierzu gilt es, die auf EU-Ebene bestehenden Standards 

gerade für die Bestandtransformation zu überprüfen und die Strategie für die „Worst Performing 

Buildings“ so auszugestalten, dass keine sozialen Verwerfungen entstehen, indem gerade Gebäude-

eigentümer mit einkommensschwächeren Bewohnenden durch nicht zu leistende hohe Investitionen 

überfordert werden. Denn die aus der EPBD ableitbare indirekte Sanierungspflicht von Wohngebäu-

den schlechterer Energieeffizienzklassen könnte zu flächendeckenden Verkäufen führen, wenn die 

bestandshaltenden Eigentümer die ökonomischen und prozessualen Herausforderungen als nicht 
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beherrschbar einschätzen. Als Folge häufiger Eigentümerwechsel, bei denen offenkundige Instand-

setzungs- und Sanierungsmaßnahmen nur zögerlich in Angriff genommen werden, treten gravie-

rende Mängel auf, welche die Bewohnenden in ihrer Gesundheit gefährden. Darüber hinaus führt 

eine Zunahme solcher Problemimmobilien zu erheblichen städtebaulichen Missständen. Kommunen 

müssen dann einen enormen Aufwand betreiben, um wieder akzeptable Zustände herzustellen. 

 

3. Auf Kostentreiber bei EU-Normung und Bauproduktenregelungen verzichten 

Auch in Bezug auf den weiteren formellen und informellen EU-Rahmen mit Bezug auf Baustan-

dards und Normen sollte Kostenoptimalität und Bezahlbarkeit des Wohnens im Vordergrund ste-

hen. Der Affordable Housing Plan sollte deshalb die Aufforderung enthalten, auf kostenerhöhende 

Zertifizierungen und EU-Normen z.B. für nachhaltiges Bauen zukünftig zu verzichten. Sowohl die 

Europäische Normung als auch das EU-Bauproduktenrecht dürfen nicht zu übermäßigen, kosten-

treibenden Standards führen, sondern müssen vielmehr entschlackt werden und vor allem nicht zu 

Mindeststandards für den Wohnungsbau werden, wie dies die DIN-Normen in Deutschland als 

einzuhaltende Regeln der Technik rechtlich definiert sind.  

 

4.  Europäische Kohäsionspolitik zur integrierten Planung für erschwinglichen Wohnraum 

nutzen 

Die EU-Kohäsionspolitik sollte die integrierte Stadtentwicklung und die Stärkung von Infrastrukturen 

für eine ausgewogene Raumentwicklung gezielt als strategisches Instrument stärken, um die Schaf-

fung erschwinglichen Wohnraums ebenso wie die Nutzung des Bestandes auch in strukturschwä-

cheren Räumen wirksam zu flankieren. Durch integrierte Planungsansätze lassen sich Wohnraum-

entwicklung, Infrastruktur, sozialer Zusammenhalt, Klimaschutz und Flächennutzung miteinander ver-

knüpfen – und so erschwinglicher Wohnraum als zentraler Bestandteil nachhaltiger Quartiersent-

wicklung realisieren. Punktuell können die Strukturfonds in weiterentwickelten und Übergangsregi-

onen auch für ambitionierte und komplexe Vorhaben der energetischen Modernisierung genutzt 

werden, jedoch ist das verfügbare Mittelvolumen für diese Regionen für eine generelle Wohnungs-

bauförderung zu begrenzt – anders als in den weniger entwickelten Regionen, in denen bereits 

heute teilweise hohe Mittelvolumen in den Wohnungssektor fließen.  

Dazu bedarf es einer verlässlichen finanziellen Ausstattung integrierter Stadt- und Regionalentwick-

lungsmaßnahmen und des Infrastrukturausbaus in allen europäischen Regionen – nicht nur in struk-

turschwachen Gebieten. Die Nachhaltige Stadtentwicklung und territoriale Entwicklungsansätze 
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sollten als fester Bestandteil der EU-Kohäsionspolitik verstetigt werden, um insbesondere die kom-

munale Infrastruktur, die Innenentwicklung sowie die Aktivierung des Bestandes zu unterstützen. 

Ergänzend sollten transnationale Modellprojekte zur sozialverträglichen Quartierserneuerung gezielt 

gefördert werden, um den europaweiten Austausch zu stärken, voneinander zu lernen und innovative 

Lösungen für erschwinglichen Wohnraum auf ganzer Front zu verbreiten. 

 

5. EU-Sonderinstrumente zur Förderung des Wohnungsbaus  

Die bereits heute laufenden, ebenso wie die angekündigten EU-Finanzierungs- und Förderinstru-

mente zur gezielten Unterstützung von Wohnungsbauinvestitionen sollten so eingesetzt werden, 

dass diese einen wirklichen Hebel darstellen und dezentral zum Einsatz kommen. Bereits beste-

hende Instrumente der EIB (wie ELENA) zielen auf zu große Vorhaben und Investitionsvolumen für 

Großstädte und große Wohnungsunternehmen ab und entsprechen damit nicht der teils kleinteili-

gen Struktur des Wohnungsmarktes in Deutschland oder gar der neuen Mitgliedstaaten. Auch der 

Klima Sozialfonds muss dringend so umgesetzt werden, dass er über nationale und regionale Fi-

nanzierungs- und Förderstrukturen möglichst flächendeckend genutzt werden kann, um die Wohn-

kosten möglichst vieler Haushalte effektiv zu senken, was angesichts der begrenzten Mittel für 

eine beträchtliche Personenzahl herausfordernd ist. 

Dazu dürfen durch die EU-Mittel auf keinen Fall neue EU-Fördersysteme mit eigenen Strukturen 

und Rahmenbedingungen z.B. für berechtigte Haushalte oder Miethöhen aufgebaut werden, die 

etwa parallel zur etablierten Sozialen Wohnraumförderung von Bund und Ländern bestehen. Einen 

Mehrwert könnte die Europäische Union (EU) jedoch für die Weiterentwicklung und Verbreitung 

von industriellem und seriellem Wohnungsbau und Sanierung durch Innovationsförderung bieten.  

 

6. Umwelt- und Naturschutzrecht für echte Nachhaltigkeit weiterentwickeln 

Damit die Planung und Genehmigung von Wohnungsbauvorhaben schneller, einfacher und rechts-

sicherer erfolgen kann, gilt es übermäßige und aufwendige Anforderungen aus dem EU-Umwelt-

recht anzupassen. Unter Wahrung guter Umwelt- und Naturschutzstandards sollte das erprobte 

städtebauliche Instrumentarium von den Kommunen wieder mit weniger Aufwand und rechtlicher 

Unsicherheit anwendbar sein. Für eine nachhaltige Siedlungsentwicklung bräuchte es eine echte 

Abwägung zwischen Anliegen von Ökologie, Flächenschutz, Mobilisierung von Flächen (vor allem 

im Innenbereich), bezahlbarem Wohnen und wirtschaftlicher Tragfähigkeit der Investoren. Eine Po-

litikgestaltung, die diese Wechselwirkungen austariert, ist in Deutschland gelebte Praxis, wird aber 

durch eine auf EU-Ebene sehr strikte, überkomplexe und einer Abwägung nicht zugänglichen 



 
 

9 
 
 

Umweltgesetzgebung erschwert, was zu langen und komplizierten Planungs- und Genehmigungs-

prozessen führt.    

 


